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Prifungsordnung
fur den Bachelor-Studiengang
”Recht - lus* (PrifO/Recht)
an der Fachhochschule fiir Verwaltung und Rechtspflege Berlin
(FHVR Berlin)

vom 14.01.2009"

Aufgrund von § 71 Abs. 1 des Gesetzes iiber die Hochschulen im Land Berlin (Berliner Hochschulgesetz —
BerlHG) vom 13. Februar 2003 (GVBL. S. 82), zuletzt gedndert am 12. Juli 2007 (GVBL. S. 278) hat der
Fachbereichsrat des Fachbereichs 1 der Fachhochschule fiir Verwaltung und Rechtspflege Berlin (FHVR
Berlin) die folgende Priifungsordnung erlassen:
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1. Abschnitt - Allgemeines

§1
Geltungsbereich

(1) Diese Priifungsordnung regelt die Priifung im Bachelor-Studiengang ,,Recht — Tus*.

(2) Die Priifungsordnung wird ergénzt durch die Studienordnung und die Praktikumsordnung fiir den Ba-
chelor-Studiengang ,,Recht — [us®.

§2
Struktur und Zweck der Prufungen

(1) Die Priifungsleistungen im Bachelorstudiengang Recht bestehen aus

- studienbegleitenden Priifungsleistungen,
- der Bachelorarbeit und
- der miindlichen Priifung.

(2) Der Bachelor-Grad wird als erster berufsqualifizierender akademischer Abschluss verliechen. Mit dem
Studienabschluss wird festgestellt, dass der Absolvent oder die Absolventin die fiir den Ubergang in die Be-
rufspraxis notwendigen Kompetenzen erworben hat. Dazu zéhlen wissenschaftliche Grundlagen, Methoden-
kompetenz und fachunabhéngige Schliisselqualifikationen. Mit dem Bachelor-Grad wird grundsétzlich die
Eignung zur Aufnahme eines Master-Studiums festgestellt.

(3) Durch Leistungsnachweise wird festgestellt, ob der oder die Studierende das jeweilige Studienziel er-
reicht hat.

§3
Prufungsausschuss

(1) Fir die Organisation der Priifungen sowie die durch diese Priifungsordnung zugewiesenen Aufgaben
wird ein Priifungsausschuss bestellt.
Thm gehdren an:

a) drei Rechtsprofessoren oder Rechtsprofessorinnen
b) ein Student oder eine Studentin aus dem Studiengang,
c) ein Mitglied aus dem Kreis der akademischen oder sonstigen Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen.

Fiir jedes Mitglied wird ein Stellvertreter oder eine Stellvertreterin bestellt.

(2) Die Mitglieder des Priifungsausschusses und ihre Stellvertreter bzw. Stellvertreterinnen werden vom
Fachbereichsrat bestellt. Dabei ist auf die Teilhabe von Ménnern und Frauen zu achten. Der Fachbereichsrat
benennt je einen Professor oder eine Professorin als Vorsitzenden oder Vorsitzende bzw. als Stellvertreter
oder Stellvertreterin. Die Amtszeit des studentischen Mitgliedes betrégt ein Jahr, die der iibrigen Mitglieder
zwei Jahre. Wiederwahl ist zuldssig.

(3) Der Priifungsausschuss ist beschlussfiahig, wenn neben dem oder der Vorsitzenden oder dem Stellvertre-
ter oder der Stellvertreterin ein weiteres stimmberechtigtes Mitglied aus dem Kreis der Professorenschaft und
der sonstigen Mitglieder anwesend sind. Er beschlieft mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des oder der Vorsitzenden. Kein Mitglied darf an Entscheidungen mitwirken, die es
selbst oder einen Angehorigen 1.S.d. § 20 Abs. 5 VwVI{G betreften.

(4) Der Priifungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Priifungsordnung eingehalten werden,
und sorgt fiir die ordnungsgeméfe Durchfithrung der Priifungen. Hierbei bedient sich der Priifungsausschuss
des zustdndigen Priifungsamtes. Er berdt den Fachbereichsrat bei der Reform der Studienordnung und der
Priifungsordnung.
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(5) Der Priifungsausschuss kann die Wahrnehmung von Aufgaben auf den Vorsitzenden oder die Vorsitzen-
de tibertragen. Dies gilt nicht fiir Entscheidungen iiber Einwendungen.

(6) Die Mitglieder des Priifungsausschusses haben das Recht, der Abnahme von Priifungen im Studiengang
beizuwohnen und schriftliche Priifungsleistungen einzusehen.

(7) Die Sitzungen des Priifungsausschusses sind nicht 6ffentlich. Die Mitglieder des Priifungsausschusses
unterliegen der Amtverschwiegenheit. Sie sind durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende des Priifungs-
ausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

(8) Bei Studierenden mit fachgebundener Studienberechtigung nach § 11 BerlHG entscheidet der Priifungs-
ausschuss nach dem Ende des zweiten Studiensemesters auf der Grundlage der erbrachten studienbegleiten-
den Priifungsleistungen iiber die endgiiltige Immatrikulation. Von den bis zum Ende des zweiten Semesters
zu erbringenden Priifungsleistungen diirfen nicht mehr als drei offen oder mit ,,nicht ausreichend* abge-
schlossen sein. Der in Satz 1 genannte Zeitraum kann durch anerkannte Verhinderungen gem. § 7 Abs. 2
PrakO/Recht- Ius - und durch Beurlaubungen auf hochstens 4 Semester ausgedehnt werden. Studierende, de-
nen der Priifungsausschuss die endgiiltige Immatrikulation versagt, diirfen das Studium nicht weiterfiihren.
Thre vorldufige Immatrikulation ist aufzuheben. Bei Versagung der endgiiltigen Immatrikulation ist eine vor-
laufige Immatrikulation in einem anderen Studiengang nicht moglich.

§4
Gutachter und Prifungskommission

(1) Der Priifungsausschuss bestellt die Gutachter der Bachelorarbeit und benennt die Mitglieder der Prii-
fungskommission fiir die miindliche Priifung. Fiir diese Funktionen kénnen Personen geméf § 32 Abs. 3 und
Abs. 4 BerlHG bestellt werden. Insbesondere kénnen in der beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene
Personen auch dann zu Priifern oder Priiferinnenbestellt werden, wenn sie keine Lehre ausiiben. Die Bestel-
lung soll in geeigneter Form bekannt gegeben werden.

(2) Der Priifungskandidat oder die Priifungskandidatin schldgt Gutachter oder Gutachterinnen vor, deren
Einverstdndnis jedoch vorliegen muss.

(3) Ein kurzfristig vor Beginn der Priifung aus zwingenden Griinden notwendig werdender Wechsel einer
oder eines Priifenden ist zuldssig, Absatz 2 gilt entsprechend. Scheidet ein priifungsberechtigtes Mitglied aus
der Hochschule aus, so bleibt die Priifungsberechtigung zwei Jahre erhalten, sofern nicht gewichtige Griinde
dagegen sprechen.

85
Bewertung von Prifungsleistungen, Prifungsnoten

(1) Fiir die Bewertung von Priifungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden:

sehr gut eine hervorragende Leistung,

(1)

gut eine Leistung, die erheblich iiber den durch-
(2) schnittlichen Anforderungen liegt,
befriedigend eine Leistung, die den durchschnittlichen An-
3) forderungen entspricht,

ausreichend eine Leistung, die trotz ihrer Méngel noch
4) den Anforderungen geniigt,

nicht ausreichend eine Leistung, die wegen erheblicher Mingel

(5) den Anforderungen nicht mehr geniigt.
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(2) Zwischen den Noten 1,0 und 4,0 konnen die Noten zur differenzierten Bewertung der Leistungen um 0,3
auf Zwischenwerte erhoht oder erniedrigt werden. Fiir die Fille, in denen eine Notenrundung erforderlich
sein sollte, wird auf § 18 Abs. 5 verwiesen.

(3) Fiir die Bewertung in European Credit Transfer and Accumulation System (ECTS) Grade ist folgende
Tabelle zu verwenden (relative Noten):

die besten 10 v.H.
die néachsten 25 v.H.
die néachsten 30 v.H.
die néachsten 25 v.H.
= die nédchsten 10 v.H.

moOw >
[

(4) Eine Priifungsleistung gilt als bestanden, wenn sie mit mindestens ,,ausreichend* (4,0) bewertet wurde.
Sind in einem Modul mehrere studienbegleitende Priifungsleistungen zu erbringen, so gilt ein Modul als be-
standen, wenn die Bewertung der im Modul zu erbringenden Priifungsleistungen im arithmetischen Mittel
auf eine Kommastelle genau nicht schlechter als 4,0 betrdgt. Die Note des Moduls wird mit der ersten Dezi-
malstelle nach dem Komma beriicksichtigt; alle weiteren Stellen werden gestrichen.

§6
Versaumnis, Ricktritt, Tauschung, Ordnungsverstof

(1) Eine Priifungsleistung gilt als mit ,,nicht ausreichend* (5,0) bewertet, wenn der Kandidat oder die Kandi-
datin einen Priifungstermin ohne triftige Griinde versdumt oder wenn er oder sie nach Beginn der Priifung
ohne triftige Griinde von der Priifung zuriicktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Priifungsleistung nicht
innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Fiir den Riicktritt oder das Versdumnis geltend gemachte Griinde miissen der Hochschulverwaltung un-
verziiglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandidaten oder der Kan-
didatin oder Erkrankung eines Kindes, fiir das der Kandidat oder die Kandidatin erziechungsberechtigt ist, ist
dem Priifungsausschuss ein édrztliches Attest vorzulegen. In Zweifelsfillen kann der Priifungsausschuss ein
Attest eines vom ihm benannten Arztes oder einer von ihm benannten Arztin verlangen. Erkennt der Prii-
fungsausschuss die Griinde an, ist die versdumte Priifung bei der ndchsten angebotenen Wiederholungsmdg-
lichkeit nachzuholen. Bereits bestandene Priifungsteile werden in diesem Fall angerechnet.

(3) Versucht der Kandidat oder die Kandidatin, das Ergebnis der Priifungsleistung durch Benutzung nicht
zugelassener Hilfsmittel, Nichtzitieren verwendeter Quellen oder durch andere Téuschungsversuche zu be-
einflussen, wird die entsprechende Priifungsleistung mit ,,nicht ausreichend* (5,0) bewertet. Die Feststellung
wird von der jeweiligen priifenden Person oder der Aufsichtsperson getroffen und aktenkundig gemacht.

(4) Ein Kandidat oder eine Kandidatin, die oder der den ordnungsgeméBen Ablauf der Priifung stort, kann
von der jeweiligen priifenden Person oder der Aufsichtsperson in der Regel nach Abmahnung von der Fort-
setzung der jeweiligen Priifungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird die betreffende Prii-
fungsleistung mit ,,nicht ausreichend* (5,0) bewertet, die Griinde fiir den Ausschluss sind aktenkundig zu
machen. In schwerwiegenden Fillen kann der Priifungsausschuss den Kandidaten oder die Kandidatin von
der Erbringung weiterer Priifungsleistungen ausschlieBen.

(5) Der Kandidat oder die Kandidatin kann innerhalb von 14 Tagen verlangen, dass Entscheidungen nach
Abs. 3 und 4 vom Priifungsausschuss iiberpriift werden. Dessen belastende Entscheidungen sind dem Kandi-
daten oder der Kandidatin unverziiglich schriftlich mitzuteilen, zu begriinden und mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen.

(6) Ergibt sich im Nachhinein, dass ein Studierender oder eine Studierende sich einer Tduschung gem. Abs.
3 schuldig gemacht hat, so wird die Bewertung des betreffenden Leistungsnachweises nachtréglich in ,,nicht
ausreichend (5,0) gedndert. Eine etwaige Zulassung zur Bachelorpriifung wird zuriickgenommen, ein be-
reits ausgestelltes Zeugnis wird eingezogen.
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§7
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prifungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Priifungsleistungen in anderen Studiengéingen werden angerechnet,
soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist. Studienzeiten, Studienleistungen und Priifungsleistungen sind
gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen des Studienganges ,,Recht-
Ius - im Wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung
und Gesamtbewertung vorzunehmen. Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prii-
fungsleistungen, die aullerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, sind die von der Kultusmi-
nisterkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Aquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen
im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten.

(2) Fiir praktische Studiensemester und berufspraktische Tatigkeiten gilt § 11 PrakO/Recht - lus.

(3) Werden Studien- und Priifungsleistungen angerechnet, sind die Noten - soweit die Notensysteme ver-
gleichbar sind - zu libernehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubezichen. Bei unvergleichbaren
Notensystemen wird ein bestandener Leistungsnachweis mit der Note ,,ausreichend” (4,0) gewertet. Die An-
rechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.

(4) Die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Priifungsleistungen, die im Geltungsbereich
des Hochschulrahmengesetzes (HRG) erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. Die Studierenden haben die
fiir die Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Uber die Anrechnung entscheidet der Priifungs-
ausschuss. Die Anrechnungsentscheidung wird durch schriftlichen Bescheid bekannt gegeben. Fehlversuche
im Geltungsbereich des HRG sind anzurechnen.

88
Prifungsbedingungen fiir Behinderte

(1) Behinderten werden auf Antrag vom Priifungsausschuss die ihrer Behinderung angemessenen Priifungs-
bedingungen und Priifungsformen eingerdumt; die Priifungsanforderungen bleiben davon unberiihrt.

(2) Fiir studienbegleitende Priifungsleistungen werden diese besonderen Priifungsbedingungen rechtzeitig
vorher zwischen Priifenden und Studierenden abgesprochen. Kommt es zu keiner Einigung, konnen die Stu-
dierenden den Priifungsausschuss anrufen.

2. Abschnitt - Studienbegleitende Prifungsleistungen

§9
Studienbegleitende Prifungsleistungen

(1) Module sind abgeschlossene Lerneinheiten, die zu einem definierten Kompetenzzuwachs fiihren sollen.
Die erfolgreiche Teilnahme wird durch eine bestandene Modulpriifung nachgewiesen. Diese besteht aus mo-
dulbegleitenden Priifungsleistungen (§ 10) oder modulabschlieBenden Priifungsleistungen (§ 11).

(2) Studienbegleitende Priifungsleistungen werden als modulabschlieende oder als modulbegleitende Prii-
fungen gemédB dem anliegenden Priifungsplan in folgenden Formen erbracht:

a) Klausur

In einer Klausur wird eine Aufgabe oder ein Fall aus dem Arbeitszusammenhang des Moduls unter Aufsicht
schriftlich bearbeitet. Die Bearbeitungszeit betrdgt - je nach dem Umfang der Lehrveranstaltung - 1 bis 4
Zeitstunden,; fiir die Klausuren in den Modulen 14, 19, 20 und 24 vier Zeitstunden.

b) Miindliche Priifung

In einer miindlichen Priifung wird festgestellt, ob die Studierenden iiber die in der Lehrveranstaltung zu er-
werbenden Kompetenzen verfiigen und anwenden konnen. Die Priifungszeit betrdgt fiir jeden Studierenden
oder fiir jede Studierende - je nach dem Umfang der Lehrveranstaltung - zwischen 15 und 30 Minuten.
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Miindliche Priifungen sind hochschul6ffentlich; ausgeschlossen sind Studierende, die sich im jeweiligen Se-
mester im betreffenden Modul priifen lassen wollen.

¢) Hausarbeit

In einer Hausarbeit wird eine Aufgabe oder ein Fall aus dem Arbeitszusammenhang der Lehrveranstaltung
unter Einbeziehung und Auswertung einschldgiger Quellen theoretisch und/oder empirisch bearbeitet. Die
Aufgabe ist so zu stellen, dass sie in der Regel innerhalb von vier Wochen bearbeitet werden kann.

d) Referat/Prasentation

In Referaten/Présentationen setzen sich die Studierenden in freier Rede unter Benutzung moderner Préasenta-
tionsmedien mit einem Problem aus dem Arbeitszusammenhang der Lehrveranstaltung unter Einbeziehung
und Auswertung einschliagiger Quellen auseinander; ihre Arbeitsschritte und -ergebnisse stellen sie auf der
Grundlage einer schriftlichen Ausarbeitung im miindlichen Vortrag dar.

e) Projektarbeit

In der in dem Modul 17 durchzufiihrenden Projektstudie werden die in Form von empirischen Erhebungen,
Quellenrecherchen, Kurzreferaten, Beitrdgen zum Projektbericht usw. erbrachten Einzelleistungen der Stu-
dierenden zu einer Gesamtleistung (Projektarbeit) zusammengefasst und als solche bewertet.

f) Praktikumsbericht

Der Praktikumsbericht informiert {iber Inhalt, Ablauf und Ergebnisse des Pflichtpraktikums.

In Absprache mit der/dem oder den in dem Modul jeweils Lehrenden sind bei einer Auswahlmoglichkeitnur
nur solche Priifungsformen wéhlbar, die gleichermallen geeignet sind, das Erreichen des jeweiligen modul-
spezifischen Kompezenzzieles angemessen zu ermitteln. Allen Studierenden in dem Modul in einem Semes-
ter sind die angebotenen Formen in diesem Rahmen in gleicher Weise zugénglich.

Bei der Aufgabenstellung und Gestaltung des Anforderungsprofils wird besonders beriicksichtigt, dass der
jeweilige Workload der studienbegleitenden Priifungsformen im Sinne von Absatz 2 Buchstaben a) — d) a-
quivalent ausgestaltet ist.

(3) Der Priifungsplan (Anlage 1) legt fest, in welchen der genannten Formen studienbegleitende Priifungs-
leistungen in den einzelnen Modulen erbracht werden kdnnen. Die Kombination einzelner Formen studien-
begleitender Priifungsleistungen ist moglich. Zu Beginn der Vorlesungszeit des Semesters entscheidet die
Lehrkraft, oder - wenn mehrere Lehrkrifte in einem Modul titig sind — entscheiden die Lehrkrifte bzw.,
wenn diese sich nicht einigen kdnnen die oder der Modulbeauftragte nach den konkreten Erfordernissen der
jeweiligen Lehrveranstaltung, in welcher Form den Studierenden Priifungsleistungen in den jeweiligen Leis-
tungsnachweisformen angeboten werden. Als Priifer oder Priiferin wird bei den studienbegleitenden Prii-
fungsleistungen grundsétzlich die Lehrkraft titig, die die entsprechende Lehrveranstaltung oder den entspre-
chenden Lehrveranstaltungsteil abhélt. Sind mehrere Lehrkrifte beteiligt, sind sie gemeinsam fiir die ent-
sprechende Priifung verantwortlich; § 11 Abs. 2 StO/Recht- Ius - ist zu beachten.

(4) Mindestens je ein Leistungsnachweis aus den Modulen 1 — 13, 15 — 18 und 21 — 23 muss in folgender
Form

a) miindliche Priifung,

b) Referat/Prasentation

und Hausarbeit

erbracht werden.

(5) Macht der Kandidat oder die Kandidatin glaubhaft, dass er oder sie aus Griinden, die er oder sie nicht zu
vertreten hat, nicht in der Lage ist, Priifungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzu-
legen, so wird dem Kandidaten oder der Kandidatin gestattet, die Priifungsleistung innerhalb einer verldnger-
ten Bearbeitungszeit oder gleichwertige Priifungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Dazu kann
die Vorlage geeigneter Nachweise verlangt werden. Die Entscheidung fillt der Priifungsausschuss.

(6) Studienbegleitende Priifungsleistungen werden in der Regel als Einzelleistungen erbracht. Bei Hausarbei-
ten, Referaten und Projektarbeiten konnen in geeigneten Féllen auch bis zu vier Studierende eine Gruppen-
leistung erbringen; dabei muss der Beitrag der bzw. des einzelnen Studierenden eindeutig abgrenzbar und
individuell bewertbar sein. Miindliche Priifungen konnen als Gruppenpriifungen mit bis zu vier Studierenden
durchgefiihrt werden.
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(7) Fiir die Bewertung der studienbegleitenden Priifungsleistungen gelten die Grundsétze des § 5. Die Be-
wertungskriterien sind auf Wunsch durch die Lehrkraft offen zu legen.

§10
Modulbegleitende Prifungen

(1) Modulbegleitende Priifungen basieren auf beurteilungsfahigen Leistungen, die das im Modul angestrebte
Kompetenzniveau anzeigen.

(2) Modulbegleitende Priifungen finden wihrend der Lehrveranstaltung statt.
(3) Modulbegleitende Priifungen kdnnen erbracht werden als Referate und Hausarbeiten.

8§11
Modulabschliel3ende Priifungen

(1) ModulabschlieBende Priifungen basieren auf Leistungen, die zeigen, dass die Studierenden die im jewei-
ligen Modul vermittelten Inhalte und Fahigkeiten hinreichend beherrschen.

(2) ModulabschlieBende Priifungen finden an festgelegten Priifungsterminen in den letzten beiden Wochen
der Lehrveranstaltungszeit und der ersten Woche der lehrveranstaltungsfreien Zeit (1. Priifungszeitraum)
sowie der letzten Woche der lehrveranstaltungsfreien Zeit und der ersten Woche der folgenden Lehrveran-
staltungszeit (2. Priifungszeitraum) statt.

(3) ModulabschlieBende Priifungen kdnnen erbracht werden als Klausuren und miindliche Priifungen; zum
Abschluss des Pflichtpraxismoduls ist jedoch ein Referat zu erbringen.

8§12
Wiederholung von studienbegleitenden Prifungsleistungen

(1) Ist die studienbegleitende Priifungsleistung in einer Lehrveranstaltung mit ,,nicht ausreichend* (5,0) be-
wertet worden, konnen Studierende sie einmal wiederholen. Klausuren werden innerhalb eines von der
Hochschule festgesetzten Nachpriifungszeitraums im selben Semester oder zum Beginn des folgenden Se-
mesters wiederholt. Wiederholungen anderer Priifungsleistungen erfolgen in Absprache mit dem Dozenten
oder der Dozentin bis spétestens zu Beginn des Folgesemesters. Wiederholungspriifungen sind frithestens 10
Tage nach Bekanntgabe des Fehlversuchs zulédssig. Studentinnen in der Schwangerschaft sind auf Antrag
auch andere Wiederholungstermine anzubieten. Die Wiederholung einer bestandenen Priifung ist nicht zulés-

sig.

(2) Die Wiederholungspriifung wird in der Regel von der Lehrkraft, die die Lehrveranstaltung abgehalten
hat, abgenommen. Im Rahmen des Priifungsplans kénnen bei der Wiederholung vom Priifer auch andere
Formen der Priifungsleistung festgelegt werden als diejenigen, die zuvor in der Lehrveranstaltung angeboten
wurden.

(3) Wird die Wiederholungspriifung mindestens mit ,,ausreichend (4,0) bewertet, so tritt die Note der Wie-
derholungspriifung an die Stelle der urspriinglichen Note der studienbegleitenden Priifungsleistung in der
betreffenden Lehrveranstaltung.

(4) Modulbegleitende Priifungen sind innerhalb der Lehrveranstaltungszeit, in der die jeweilige Lehrveran-
staltung abgehalten wird, zu wiederholen. Ist dies aus methodischen oder organisatorischen Griinden nicht

moglich, sind sie im folgenden Priifungszeitraum zu wiederholen.

(5) Modulabschlieende Priifungen sind im jeweils nichsten Priifungszeitraum zu wiederholen.

3. Abschnitt — Bachelorprufung
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§13
Zweck und Struktur der Bachelorpriifung

(1) Die Bachelorpriifung bildet den berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. Zusammen mit den stu-
dienbegleitenden Priifungsleistungen zeigt sie, dass der Kandidat oder die Kandidatin die in der Studienord-
nung genannten Ausbildungsziele des Studiums erreicht hat.

(2) Die Bachelorpriifung besteht aus:
a) der Bachelorarbeit

b) der miindlichen Priifung.

8§14
Zulassung zur Bachelorarbeit

(1) Zur Bachelorarbeit kann nur zugelassen werden, wer

a) fiir den Bachelorstudiengang ,,Recht- Ius - eingeschrieben ist,
b) das Pflichtpraktikum gem. § 3 PrakO/Recht- Ius - erfolgreich absolviert hat,
c) die im Priifungsplan bestimmten studienbegleitenden Priifungsleistungen so erbracht hat, dass von

den Modulen 1 bis 13, 15 bis 18, 21 bis 23 nicht weniger als achtzehn Leistungen sowie von den
Modulen 14, 19, 20 und 24 nicht weniger als drei Leistungen mindestens jeweils mit der Note aus-
reichend (4,0) bewertet worden sind - dabei ist ein Notenschnitt von mindestens ausreichend (4,0) zu
erreichen,

d) einen Antrag auf Zulassung zur Bachelorarbeit gestellt hat.

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Bachelorarbeit ist innerhalb der vom Priifungsausschuss gesetzten Frist

schriftlich an das Priifungsamt zu richten.

Ihm sind beizufiigen:

a) eine Erklarung dariiber, ob der Kandidat oder die Kandidatin bereits eine akademische Priifung in
einem rechtswissenschaftlichen Studiengang nicht bestanden hat oder ob er oder sie sich in einem
schwebenden Priifungsverfahren eines anderen rechtswissenschaftlichen Studiengangs befindet,

b) ein Themenvorschlag fiir die Bachelorarbeit,

c) eine Einschitzung, in welchem Wissenschaftsbereich (Zivil-, Straf- oder Offentliches Recht) der
Schwerpunkt der Bachelorarbeit liegt,

d) Vorschlége fiir den Erstgutachter oder die Erstgutachterin sowie fiir den Zweitgutachter oder

die Zweitgutachterin der Bachelorarbeit.

(3) Der Priifungsausschuss entscheidet aufgrund des Antrags iiber die Zulassung zur Bachelorarbeit und dar-
tiber, in welchem Wissenschaftsbereich (ZR, SR oder OR) der Schwerpunkt der Bachelorarbeit liegt.

815
Bachelorarbeit

(1) Mit der Bachelorarbeit weist der Kandidat oder die Kandidatin nach, dass eine fiir die Ausbildungsziele
relevante und angemessene Problemstellung innerhalb einer vorgegebenen Frist selbstindig wissenschaftlich
bearbeitet werden kann.

Die Arbeit wird in deutscher Sprache erstellt; bei Einverstindnis beider Gutachter kann sie auch in einer an-
deren Sprache erstellt werden.

(2) Das Thema der Bachelorarbeit wird vom Priifungsausschuss ausgegeben. Dieser bedient sich dazu des
Priifungsamtes. Weicht das Thema vom Vorschlag des Kandidaten oder der Kandidatin ab, so ist der Kandi-
dat oder die Kandidatin vor der Ausgabe des Themas zu horen. Thema und Zeitpunkt der Ausgabe sind ak-
tenkundig zu machen.
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(3) Die Bachelorarbeit kann auch an zwei Kandidaten bzw. Kandidatinnen vergeben werden. In diesem Fall
muss der als Priifungsleistung zu bewertende Beitrag jedes einzelnen Kandidaten oder jeder einzelnen Kan-
didatin eindeutig abgrenzbar und bewertbar sein und die Anforderungen nach Absatz 1 erfiillen.

(4) Die Bachelorarbeit wird von einem Erstgutachter oder einer Erstgutachterin und einem Zweitgutachter
oder einer Zweitgutachterin betreut und bewertet. Einer oder eine der beiden Gutachter oder Gutachterinnen
muss Hochschullehrer oder Hochschullehrerin einer Hochschule des Landes Berlin oder Lehrkraft i.S.d. §
122 Abs. 7 BerlHG an der FHVR Berlin sein. Beide Gutachter oder Gutachterinnen werden bei der Ausgabe
des Themas vom Priifungsausschuss bestimmt.

(5) Die Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit betrdgt drei Monate. Thema und Aufgabenstellung der Arbeit
sind so festzusetzen, dass die Bearbeitungsfrist eingehalten werden kann. Das Thema kann von dem Kandi-
daten oder der Kandidatin nur einmal und nur innerhalb des ersten Monats nach Ausgabe zuriickgegeben
werden. Eine Verldngerung der Bearbeitungsfrist um hochstens einen Monat kann vom Priifungsausschuss in
Absprache mit dem Erstgutachter oder der Erstgutachterin auf Antrag nur aus zwingenden, vom Priifling
nicht zu vertretenden Griinden gestattet werden. Wird die Bachelorarbeit nicht fristgerecht abgegeben und
werden keine zwingenden Griinde fiir das Versdumnis anerkannt, gilt sie als mit ,,nicht ausreichend (5,0)
bewertet.

(6) Die Bachelorarbeit ist in drei schriftlichen Exemplaren und auf einem digitalen Datentrdger beim Prii-
fungsamt einzureichen; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei der Abgabe der Arbeit hat der
Kandidat oder die Kandidatin schriftlich zu versichern, dass die Arbeit - bei einer Gruppenarbeit der entspre-
chend gekennzeichnete Teil der Arbeit - selbstindig verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen
Hilfsmittel und Quellen benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht wurden.

(7) Die Bachelorarbeit ist von jedem der beiden Gutachter oder Gutachterinnen zu begutachten und gemif §
5 zu bewerten. Die Bewertung ist schriftlich zu begriinden. Die Note der Bachelorarbeit wird aus dem arith-
metischen Mittel der beiden Bewertungen gebildet und gemidf3 § 18 Abs. 5 gerundet. Weichen die beiden
Bewertungen um mehr als zwei Noten voneinander ab, wird vom Priifungsausschuss ein dritter Gutachter
oder eine dritte Gutachterin bestimmt. Die Note der Bachelorarbeit wird dann aus dem arithmetischen Mittel
aller drei Bewertungen gebildet. Die Note der Bachelorarbeit kann dabei jedoch nur dann ,ausreichend*
betragen, wenn mindestens zwei Einzelbewertungen ,,ausreichend* oder besser sind.

(8) Das Bewertungsverfahren der Bachelorarbeit soll vier Wochen nicht {iberschreiten.

8§16
Mundliche Prifung

(1) Die miindliche Priifung wird durchgefiihrt, sobald die Bachelorarbeit mit mindestens ,,ausreichend* (4,0)
bestanden und alle erforderlichen Module des Studiengangs nach Mal3gabe von § 14 Abs. 1 c) erfolgreich
abgeschlossen sind.

(2) Fiir die miindliche Priifung jedes Kandidaten oder jeder Kandidatin wird vom Priifungsausschuss eine
Priifungskommission eingesetzt. Ihr gehoren zwei Mitglieder an, darunter in der Regel ein Gutachter oder
eine Gutachterin der Bachelorarbeit; dieses Kommissionsmitglied ist Priifungskommissionsvorsitzende oder
Priifungskommissionsvorsitzender.

(3) Die miindliche Priifung besteht aus zwei Komplexen. Im ersten Komplex soll der Kandidat oder die Kan-
didatin nachweisen, dass er oder sie gesichertes Wissen auf den Gebieten der Bachelorarbeit besitzt und fa-
hig ist, die Ergebnisse der Bachelorarbeit selbstindig zu begriinden (Verteidigung). Im zweiten Komplex soll
er oder sie zeigen, dass er oder sie libergreifende Fragen und Problemstellungen auf einem anderen Gebiet
der Rechtswissenschaft als demjenigen, in dem der Schwerpunkt der Bachelorarbeit lag, eigenstindig beant-
worten bzw. erdrtern kann; dieses Gebiet wird vom Priifungsausschuss nach Mallgabe des § 14 Abs. 3 fest-
gelegt.
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(4) Die miindliche Priifung ist hochschul6ffentlich, es sei denn, ein Kandidat oder eine Kandidatin wider-
spricht. Die Priifungsdauer betrdgt in der Regel jeweils 30 Minuten (15 Minuten fiir die Verteidigung der
Bachelorarbeit und 15 Minuten fiir das andere Fachgebiet).

(5) Das Ergebnis der miindlichen Priifung wird von der Priifungskommission in Form einer Note nach § 5 in
Verbindung mit § 18 Abs. 5 festgestellt und dem Kandidaten oder der Kandidatin unmittelbar nach der Prii-
fung mitgeteilt.

(6) Fiir die Berechnung der Note der miindlichen Priifung nach Abs. 5 gelten folgende Prozentgewichte:
- Verteidigung der Bachelorarbeit 60 %
- Anderes Rechtsgebiet 40 %

(7) Gegenstinde, Verlauf und Ergebnis der miindlichen Priifung werden in einem Protokoll festgehalten.

8§17
Wiederholung von Teilen der Bachelorprifung

(1) Wurde die Bachelorarbeit mit ,,nicht ausreichend” bewertet, vergibt der Priifungsausschuss auf Antrag
ein neues Thema. Eine weitere Wiederholung der Bachelorarbeit ist ausgeschlossen. Eine Riickgabe des
Themas der Bachelorarbeit in der § 15 Abs. 5 genannten Frist ist jedoch nur zuldssig, wenn der Priifling bei
der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Moglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

(2) Wurde die miindliche Priifung mit ,,nicht ausreichend bewertet, kann sie ebenfalls nur einmal, und zwar
innerhalb von drei Monaten, wiederholt werden.

4. Abschnitt - Gesamtnote, Wiederholungsmaoglichkeiten, Zeugnis, Urkunde, Diploma Supplement

8§18
Bestehen der Bachelorptfung und Gesamtnote des Studiums

(1) Die Bachelorpriifung ist bestanden, wenn alle Bestandteile der Bachelorpriifung (§ 13 Abs. 2) mindestens
mit ,,ausreichend* (4,0) bewertet sind.

(2) Das Studium ist erfolgreich abgeschlossen, wenn die Bachelorpriifung und die studienbegleitenden Prii-
fungen jeweils mit mindestens ,,ausreichend* (4,0) bewertet sind.

(3) Die Gesamtnote des Studiums wird als gewogenes arithmetisches Mittel aus den Noten der einzelnen
Priifungsleistungen gebildet. Dazu werden die ungerundeten Noten mit den in Abs. 4 angegebenen Prozent-
gewichten multipliziert; die so gewichteten Noten werden auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet und
addiert. Die Gesamtnote des Studiums wird gemal Abs. 5 aus dieser Summe ermittelt.

(4) Fiir die Berechnung nach Abs. 3 gelten folgende Prozentgewichte:

- Bachelorarbeit 20% (Faktor 0,2)

- Miindliche Priifung 10% (Faktor 0,1)

- Gewichtete Note der studienbegleitenden Leistungen 70% (Faktor 0,7).

(5) Die Gesamtnote betrégt bei einem

e Wert bis einschlieBlich 1,5: sehr gut (1)

Wert von mehr als 1,5 bis einschlieflich 2,5: gut (2)

Wert von mehr als 2,5 bis einschlieBlich 3,5: befriedigend (3)
Wert von mehr als 3,5 bis einschlieBlich 4,0: ausreichend (4)
Wert von mehr als 4,0: nicht ausreichend (5)
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Bei iiberragenden Leistungen (Gesamtnote 1,3 und besser) kann durch Beschluss des Priifungsausschusses
das Gesamturteil ,,mit Auszeichnung bestanden® erteilt werden.

§19
Ungultigkeit von Prifungsleistungen

(1) Ergibt sich wéhrend der Bachelorpriifung, dass sich der Kandidat oder die Kandidatin bei der Anferti-
gung der Bachelorarbeit einer Téduschung schuldig gemacht hat, so kann die Priifung vom Priifungsausschuss
ganz oder teilweise fiir nicht bestanden erklért werden.

(2) Hat der Kandidat oder die Kandidatin bei einer Priifungsleistung getiduscht und wird diese Tatsache erst
nach Aushindigung des Zeugnisses bekannt, so wird die entsprechende Priifungsleistung fiir ,,nicht bestan-
den* (5,0) erklart und ist entsprechend § 17 zu wiederholen.

(3) Waren die Voraussetzungen fiir die Abnahme von Bachelorarbeit und miindlicher Priifung nicht erfiillt,
ohne dass die oder der Betreffende hieriiber tduschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushéndi-
gung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der fraglichen studienbegleitenden
Priifungsleistung behoben.

(4) Hat der oder die Betreffende vorsitzlich zu Unrecht erwirkt, dass sie oder er eine Bachelorarbeit schrei-
ben oder eine miindliche Priifung ablegen konnte, so wird die Priifung fiir ,,nicht bestanden® erklart. Thr oder
ihm ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur AuBerung zu geben. In schweren Fillen ist die Wiederholung
der betreffenden Priifung ausgeschlossen. Hieriiber entscheidet der Priifungsausschuss.

(5) Das unrichtige Priifungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Mit dem un-
richtigen Zeugnis ist auch die Urkunde {iber den Erwerb des akademischen Titels ,,Bachelor of Laws* einzu-
ziehen, wenn die Priifung aufgrund einer Tduschung fiir ,,nicht bestanden‘ erklart wurde. Eine Entscheidung
nach Absatz 2 ist nach einer Frist von 5 Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen, es sei denn,
die Tduschung ist aufgrund anderer Beweismittel erwiesen. Fiir den Zeitraum von 5 Jahren sind die Bache-
lorarbeit, die Gutachten und die Priifungsprotokolle beim Priifungsamt aufzubewahren.

§20
Zeugnis

(1) Uber die bestandene Bachelorpriifung stellt die FHVR Berlin ein Zeugnis aus.

(2) Das Zeugnis enthilt

a) das Gesamtpridikat des Studiums,

b) das Thema und die Note der Bachelorarbeit,

c) die Note der miindlichen Priifung,

d) die gewichtete Gesamtnote der studienbegleitenden Priifungsleistungen,

e) die Bezeichnung der absolvierten Module und deren Anrechnungspunkte,

f) die Bezeichnung der Stelle bzw. Stellen, an der bzw. denen das Praktikum bzw. die Praktika absol-
viert wurden,

2) die nach internationalen Regeln insgesamt erworbenen Anrechnungspunkte.

(3) Neben der Abschlussnote wird der entsprechende ECTS-Grad angegeben.

(4) Das Zeugnis wird von dem Rektor oder der Rektorin der FHVR Berlin sowie von dem Vorsitzenden oder
der Vorsitzenden des Priifungsausschusses unterschrieben.

(5) Zeugnismuster ist als Anlage 2a/2b dargestellt.

8§21
Urkunde
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(1) Aufgrund der bestandenen Bachelorpriifung wird dem Kandidaten bzw. der Kandidatin der akademische
Grad ,,Bachelor of Laws (LLB)“ verlichen.

Die Verleihung dieses akademischen Grades wird in der Bachelorurkunde manifestiert. Die Urkunde muss
erkennen lassen, dass der Bachelorgrad aufgrund der bestandenen Priifung im Studiengang ,,Recht*- Ius -
verliehen wird.

(2) Die Urkunde wird von dem Rektor oder der Rektorin der FHVR Berlin sowie von dem Vorsitzenden o-
der der Vorsitzenden des Priifungsausschusses unterzeichnet und mit dem Pragesiegel der Hochschule verse-
hen.

(3) Ein Muster der Urkunde ist als Anlage 3 dargestellt.

§22
Diploma Supplement

(1) Zusitzlich zum Zeugnis wird auf Antrag ein Diploma Supplement in deutscher und englischer Sprache
ausgestellt. Es enthdlt die Angaben, die von der Europdischen Union, dem Europarat und der
UNESCO/CEFES empfohlen werden.

(2) Das Diploma Supplement wird von der oder dem Vorsitzenden des Priifungsausschusses unterschrieben.

§23
Bescheinigung tber nicht bestandene Prifung

Hat der Kandidat oder die Kandidatin die Bachelorpriifung nicht bestanden, wird auf Antrag und gegen Vor-
lage der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine schriftliche Bescheini-
gung ausgestellt, die die erbrachten Priifungsleistungen und deren Noten enthélt. Die Bescheinigung muss
deutlich erkennen lassen, dass die Bachelorpriifung nicht bestanden wurde.

5. Abschnitt - Rechtschutz

8§24
Einwendung

(1) Gegen eine Leistungsbeurteilung, die einen Verwaltungsakt darstellt, kann der oder die Studierende bei

Nichteinigung mit dem Priifer oder der Priiferin innerhalb von sechs Wochen nach Bekanntgabe des Ergeb-
nisses eine schriftliche Einwendung gegen die Beurteilung bei dem oder der Vorsitzenden des Priifungsaus-
schusses erheben. Die Einwendung ist zu begriinden.

(2) Der oder die Vorsitzende des Priifungsausschusses leitet die Einwendung den jeweiligen Priifern oder
Priiferinnen zur unverziiglichen schriftlichen Stellungnahme zu. Der Priifungsausschuss entscheidet unter
Beriicksichtigung dieser Stellungnahmen umgehend, ob weitere Gutachten eingeholt werden miissen; in die-
sem Fall folgt die Notenfestsetzung nach § 15 Abs. 7.
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6. Abschnitt - Schlussbestimmungen

8§25
Einsichtnahme in die Prifungsakte

Innerhalb von zwei Jahren nach Abschluss des Priifungsverfahrens wird dem Kandidaten oder der Kandida-
tin auf Antrag in angemessener Frist die Moglichkeit gegeben, die Bewertung seiner bzw. ihrer Bachelorar-
beit und das Priifungsprotokoll der miindlichen Priifung einzusehen.

§26
Erprobungsklausel

Fiir den Zeitraum der ersten beiden Jahre nach Einfiihrung des Studienganges konnen Fristenregelungen fiir
die Zulassung, Durchfiihrung und Bewertung der Bachelorarbeit getroffen werden.

8§27
In-Kraft-Treten

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in den Amtlichen Mitteilungen der FHVR Berlin
in Kraft.
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Anlage 1 zur PrufO/Recht - lus: Priafungsplan

Sem Module | Thema LN
1.
1 | Einfiihrung in die RW und das wissenschaftliche Arbeiten | H. K,M,R
2 | Grundlagen der RW H,K,M,R
3|ZR1 H,K.M,R
4 | ORI H,K.M,R
5] SRI H KM, R
6 | Legal Teamwork H,K.M, R
2.
7 | Soziale Kompetenzen [ H, KM,R
8| ZR1I H,K.M,R
9 | ORI H,K.M,R
10 | SRI H,K.M,R
11 | Legal Linguality K,M
3.
12 | ZR 11T H,K.M,R
13 | ORIII H, K, M, R
14 | SR III K - 4 Std.
15 | Supra- u. internationales Recht H,K.M R
16 | Grundlagen der RW H, K, M, R
(Vertiefung)
17 | Projekt H + Pr
4 18 | Pflichtpraktikum P+ B+R
5 19 | ZR 1V K - 4 Std.
20 | ORIV K — 4 Std.
21 | ORV H, K, M, R
22 | Juristische Falllosungsfahigkeit K, H,
23 | ZRV M, R
24 | Repetitorium K —4 Std.
6.
25 | Thesiskolloquium
Bachelorarbeit H
26 | Soziale Kompetenzen II R, Pr
Miindliche Priifung M
> 30
K = Klausur

M = miindliche Priifung

R = Referat

H = Hausarbeit
Pr = Préisentation
B = Bericht
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Anlage 2a zur PrufO/Recht - lus: Muster eines Zeugnisses

= =
L |
Fachhochschule
fiir Verwaltung und Rechtspflege Berlin

- Berlin-Law-School -

- University of Applied Sciences -
ABSCHLUSSZEUGNIS
Frau/Herr
Vorname Nachname
geboren am (Geburtsdatum)
in (Geburtsort)

hat die Abschlusspriifung
an der Fachhochschule fiir Verwaltung und Rechtspflege Berlin
im
Bachelor-Studiengang Recht - lus
bestanden.
Gesamtpradikat
ECTS Grade
Berlin, den (Tag der letzten Priifung)

Titel Vorname Nachname Titel Vorname Nachname
Die/Der Vorsitzende Die Rektorin/Der Rektor
des Priifungsausschusses der FHVR Berlin
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Anlage 2b zur PrufO/Recht - lus: Muster eines Abschlusszeugnisses

Abschlusszeugnis

fur

Frau/Herrn Vorname Nachname

Bachelorarbeit und mindliche Prifung

(12 Credit Points)

Thema der Bachelorarbeit Note

Miindliche Priifung Note

Studienbegleitende Prifungsleistungen
Gewichtete Note der studienbegleitenden Priifungsleistungen

Module Credit Points
1 -Einfithrung in die RW und das wissenschaftliche Arbeiten 3,0
2 - Grundlagen RW 9,0
3 - Einfiihrung in das Zivilrecht 4,5
4 - Einfiihrung in das Offentliche Recht 4,5
5 - Einfiihrung in das Sanktionsrecht 4,5
6 - Legal Teamwork 4,5

30
7 - Soziale Kompetenzen I 6,0
8 — Zivilrecht I1 7,5
9 - Grundrechte 6,0
10 - Sanktionsrecht II 6,0
11 - Legal Linguality 4,5
30

12 — Zivilrecht 111 9,0

13 - Allgemeines Verwaltungsrecht 4,5

14 - Sanktionsrecht III 4.5

15 - Supra- und Internationales Recht 4,5

16 - Grundlagen der RW (Vertiefung) 3,0

17 - Projekt 4,5

30
18 - Praktikum 30,0
30

17 — Projekt 4,5

19 — Zivilrecht IV 4,5

20 — Sicherheits- und Ordnungsrecht 4.5

21 - Recht der kommunalen Selbstverwaltung 4.5

22 - Juristische Falllosungsfahigkeit 6,0

23 - Kautelarrecht 3,0

24 - Repetitorium 3,0

30
25 - Thesiskolloquium 3,0
Bachelorarbeit 12,0
26 - Soziale Kompetenzen II 15,0
30

Miindliche Priifung
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Ein mindestens 26-wochiges Praktikum (30 Credit Points) wurde gemal3 Praktikumsordnung in folgendem
Unternehmen / in folgender Behdrde mit Erfolg absolviert:

Praktikumsstelle in Ort, Land:
Es wurden insgesamt 180 Credit Points erworben.

Das Gesamtpridikat errechnet sich aus der Beurteilung der schriftlichen
Abschlussarbeit (20%), der Beurteilung der miindlichen Priifung (10%)
und der gewichteten studienbegleitenden Leistungsnachweise 70%). Mog-
liches Gesamtpradikat: »mit Auszeichnung bestanden«, »sehr gut bestan-
den«, »gut bestanden«, »befriedigend bestanden«, » bestanden«. Mogliche
Leistungsbeurteilungen: »sehr gut«, »gut«, »befriedigend«, »ausreichend«.
Die Abschlusspriifung wurde nach der PriifO/Recht- Ius - vom 14.01.2009,
verdffentlicht in den Amtlichen Mitteilungen Nr. xxx der FHVR Berlin
vom XXX, abgelegt.
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Anlage 3 zur PrufO/Recht - lus: Muster einer Bachelorurkunde
= =
L |
Fachhochschule
fiir Verwaltung und Rechtspflege Berlin

- Berlin-Law-School -
- University of Applied Sciences -
BACHELOR - URKUNDE
Frau/Herr
Vorname Nachname
geboren am (Geburtsdatum)
in (Geburtsort)
hat die Abschlusspriifung
an der Fachhochschule fiir Verwaltung und Rechtspflege Berlin
im
Bachelor-Studiengang
Recht - lus
bestanden.
Aufgrund der Prufung wird ihr/ihm der akademische Grad
BACHELOR OF LAWS (LLB)
verliehen.
Berlin, den (Tag der letzten Priifung)

Prage-
Sienel

Titel Vorname Nachname Titel Vorname Nachname
Die/Der Vorsitzende Die Rektorin/Der Rektor
des Priifungsausschusses der FHVR Berlin
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	1. Abschnitt - Allgemeines
	§ 1
	Geltungsbereich
	(1) Diese Prüfungsordnung regelt die Prüfung im Bachelor-Studiengang „Recht – Ius“.
	(2) Die Prüfungsordnung wird ergänzt durch die Studienordnung und die  Praktikumsordnung für den Bachelor-Studiengang „Recht – Ius“.
	§ 2
	Struktur und Zweck der Prüfungen
	(1) Die Prüfungsleistungen im Bachelorstudiengang Recht bestehen aus
	- studienbegleitenden Prüfungsleistungen,
	- der Bachelorarbeit und
	- der mündlichen Prüfung.
	(2) Der Bachelor-Grad wird als erster berufsqualifizierender akademischer Abschluss verliehen. Mit dem Studienabschluss wird festgestellt, dass der Absolvent oder die Absolventin die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen Kompetenzen erworben hat. Dazu zählen wissenschaftliche Grundlagen, Methodenkompetenz und fachunabhängige Schlüsselqualifikationen. Mit dem Bachelor-Grad wird grundsätzlich die Eignung zur Aufnahme eines Master-Studiums festgestellt.
	(3) Durch Leistungsnachweise wird festgestellt, ob der oder die Studierende das jeweilige Studienziel erreicht hat.
	§ 3
	Prüfungsausschuss
	(1) Für die Organisation der Prüfungen sowie die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben wird ein Prüfungsausschuss bestellt.
	Ihm gehören an:
	a) drei Rechtsprofessoren oder Rechtsprofessorinnen 
	b) ein Student oder eine Studentin aus dem Studiengang,
	c) ein Mitglied aus dem Kreis der akademischen oder sonstigen Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen.
	Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter oder eine Stellvertreterin bestellt.
	(2) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und ihre Stellvertreter bzw. Stellvertreterinnen werden vom Fachbereichsrat bestellt. Dabei ist auf die Teilhabe von Männern und Frauen zu achten. Der Fachbereichsrat benennt je einen Professor oder eine Professorin als Vorsitzenden oder Vorsitzende bzw. als Stellvertreter oder Stellvertreterin. Die Amtszeit des studentischen Mitgliedes beträgt ein Jahr, die der übrigen Mitglieder zwei Jahre. Wiederwahl ist zulässig.
	(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben dem oder der Vorsitzenden oder dem Stellvertreter oder der Stellvertreterin ein weiteres stimmberechtigtes Mitglied aus dem Kreis der Professorenschaft und der sonstigen Mitglieder anwesend sind. Er beschließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des oder der Vorsitzenden. Kein Mitglied darf an Entscheidungen mitwirken, die es selbst oder einen Angehörigen i.S.d. § 20 Abs. 5 VwVfG betreffen. 
	(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung eingehalten werden, und sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Hierbei bedient sich der Prüfungsausschuss des zuständigen Prüfungsamtes. Er berät den Fachbereichsrat bei der Reform der Studienordnung und der Prüfungsordnung.
	(5) Der Prüfungsausschuss kann die Wahrnehmung von Aufgaben auf den Vorsitzenden oder die Vorsitzende übertragen. Dies gilt nicht für Entscheidungen über Einwendungen.
	(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme von Prüfungen im Studiengang beizuwohnen und schriftliche Prüfungsleistungen einzusehen.
	(7) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses unterliegen der Amtverschwiegenheit. Sie sind durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten.
	(8) Bei Studierenden mit fachgebundener Studienberechtigung nach § 11 BerlHG entscheidet der Prüfungsausschuss nach dem Ende des zweiten Studiensemesters auf der Grundlage der erbrachten studienbegleitenden Prüfungsleistungen über die endgültige Immatrikulation. Von den bis zum Ende des zweiten Semesters zu erbringenden Prüfungsleistungen dürfen nicht mehr als drei offen oder mit „nicht ausreichend“ abgeschlossen sein. Der in Satz 1 genannte Zeitraum kann durch anerkannte Verhinderungen gem. § 7 Abs. 2 PrakO/Recht- Ius - und durch Beurlaubungen auf höchstens 4 Semester ausgedehnt werden. Studierende, denen der Prüfungsausschuss die endgültige Immatrikulation versagt, dürfen das Studium nicht weiterführen. Ihre vorläufige Immatrikulation ist aufzuheben. Bei Versagung der endgültigen Immatrikulation ist eine vorläufige Immatrikulation in einem anderen Studiengang nicht möglich.
	§ 4
	Gutachter und Prüfungskommission
	(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Gutachter der Bachelorarbeit und benennt die Mitglieder der Prüfungskommission für die mündliche Prüfung. Für diese Funktionen können Personen gemäß § 32 Abs. 3 und Abs. 4 BerlHG bestellt werden. Insbesondere können in der beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene Personen auch dann zu Prüfern oder Prüferinnenbestellt werden, wenn sie keine Lehre ausüben. Die Bestellung soll in geeigneter Form bekannt gegeben werden. 
	(2) Der Prüfungskandidat oder die Prüfungskandidatin schlägt Gutachter oder Gutachterinnen vor, deren Einverständnis jedoch vorliegen muss. 
	(3) Ein kurzfristig vor Beginn der Prüfung aus zwingenden Gründen notwendig werdender Wechsel einer oder eines Prüfenden ist zulässig, Absatz 2 gilt entsprechend. Scheidet ein prüfungsberechtigtes Mitglied aus der Hochschule aus, so bleibt die Prüfungsberechtigung zwei Jahre erhalten, sofern nicht gewichtige Gründe dagegen sprechen. 
	Bachelor-Studiengang 
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